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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An der Delegiertenversammlung Mitte April 2016 in Bern wählte die FDP ein neues
Präsidium. Philip Müller (fdp, AG), 2015 in den Ständerat gewählt, trat etwas
überraschend als Präsident zurück, weil er sich ganz auf die Kantonsvertretung
konzentrieren wolle. Er hatte das Amt 2012 von Fulvio Pelli (fdp, TI) als zuerst
«belächelter Nichtakademiker» (NZZ) übernommen und wurde in Bern für seinen
«unermüdlichen Einsatz» gefeiert, der als mitursächlich für die «Positivspirale» und
die jüngsten eidgenössischen Wahlerfolge betrachtet wurde. Seine «direkte,
bodenständige und ehrliche Art» habe geholfen, neue Wählerinnen und Wähler zu
gewinnen, war der Medienmitteilung der Partei zu entnehmen. 
Zur Nachfolgerin Müllers wurde Petra Gössi (fdp, SZ) gekürt – als einzige sich zur
Verfügung stellende Kandidatin einstimmig und ohne Enthaltungen. Die 40-jährige
ehemalige Schwyzer Kantonalparteipräsidentin war 2011 in den Nationalrat gewählt
worden und hatte den Sitz 2015 erfolgreich verteidigt. In den Medien wurde der dritten
Frau an der Spitze des Freisinns (nach Christiane Langenberger und Marianne Kleiner)
wenig Kredit eingeräumt. Es werde für die als «trocken» geltende und in Bern noch
nicht sehr bekannte Wirtschaftsberaterin nicht leicht werden, die FDP in ihrer
momentanen Bestform zu halten, argwöhnte etwa der Sonntagsblick. Darüber hinaus
könne sie sich im Gegensatz zu Müller kaum glaubhaft von der Finanzwirtschaft
distanzieren. In einigen Medien wurde eine von ihr beratene Firma mit den Panama
Papers in Verbindung gebracht. Le Temps prognostizierte einen «changement de
génération, mais aussi du style». 
Neben Gössi wurden neu Andrea Caroni (fdp, AR), Philippe Nantermod (fdp, VS) und
Christian Vitta (Ti, fdp) ins Vize-Präsidium gewählt. Christian Wasserfallen (fdp, BE), von
vielen Medien als Nachfolger für Müller gehandelt, und Christian Lüscher (fdp, VD)
wurden im Vizepräsidialamt bestätigt. Gössi bezeichnete die fünf im Schnitt 40 Jahre
alten Vizepräsidenten als ihre «Boygroup». Aus dem Präsidium zurückgetreten waren
neben Müller auch Vincenzo Pedrazzini (SZ, fdp), Carlo Speziali (TI, fdp) und Isabelle
Moret (fdp, VD). Nach ihrer Wahl zur neuen FDP-Präsidentin trat Gössi aus dem
Vorstand des Gewerbeverbands und des Hauseigentümerverbands zurück. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.04.2016
MARC BÜHLMANN

Am 19. November 2016 bestimmte die SP-Fraktion mit der Nominierung der zweiten
Nationalrats-Vizepräsidentin im Prinzip die zukünftige Nationalratspräsidentin. Die
Parteien besetzen dieses Amt im Turnus und die Regel will, dass die Positionen jährlich
weitergegeben werden: Die erste Vizepräsidentin oder der erste Vizepräsident steigt
zur Präsidentin oder zum Präsidenten auf und die zweite Vizepräsidentschaft nimmt
neu die Position im ersten Vizepräsidium ein. Somit ist die Wahl ins zweite
Vizepräsidium durch die Fraktionen praktisch Voraussetzung für eine spätere
Nationalratspräsidentschaft. Für die SP, die 2018/2019 die Spitzenposition im
Nationalrat besetzen wird, war klar, dass dieses Amt wieder durch eine Frau besetzt
werden soll. In der Geschichte der Schweiz standen der grossen Kammer bisher zwölf
Frauen als Präsidentin vor. Nach Pascale Bruderer (AG) im Jahr 2009/2010 und
Stéphane Rossini 2014/2015 sollte wieder eine Genossin an der Reihe sein und die 13.
Frau Nationalratspräsidentin werden. Im Vorfeld kursierten drei Namen: Chantal
Galladé (ZH), Edith Graf-Litscher (TG) und Marina Carobbio Guscetti (TI). Im zweiten
Wahlgang setzte sich Carobbio Guscetti mit 28 zu 21 Stimmen knapp vor Chantal
Galladé durch. Dass die Wahl auf eine Tessinerin fiel, sei ein Zeichen für den nationalen
Zusammenhalt, gab die Gekürte zu Protokoll. In der Presse wurde die Wahl allerdings
mit einiger Überraschung kommentiert, da in der SP bereits die beiden Präsidien von
Partei (Christian Levrat, FR) und Fraktion (Roger Nordmann, VD) durch Personen aus der
lateinischsprachigen Schweiz besetzt seien. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.11.2016
MARC BÜHLMANN

Anlässlich der Suche der FDP nach einer Nachfolge für Parteipräsidentin Petra Gössi
fragte die Aargauer Zeitung im August 2021 die sechs grössten Parteien der Schweiz
nach der finanziellen Entschädigung für die Parteipräsidien.
Ausser der SVP erhielt die Zeitung von allen Parteien Zahlen. Am wenigsten grosszügig
war demnach die GLP: Ihr Präsident Jürg Grossen (glp, BE) erhielt den eher
symbolischen Fixbetrag von CHF 2'500 pro Jahr und keine zusätzliche
Spesenentschädigung. Gegenüber der Aargauer Zeitung gab Grossen an, die Finanzen

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.08.2021
HANS-PETER SCHAUB
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der GLP liessen keine höhere Entschädigung zu und sein Lohn seien das Wachstum und
die Sitzgewinne der Partei. Grossens Amtskollege Balthasar Glättli (gp, ZH) von den
Grünen wurde mit CHF 28'000 pro Jahr entschädigt (CHF 16'480 Lohn und CHF 11'520
Spesen). Petra Gössis (fdp, SZ) Lohn bei der FDP betrug CHF 50'000 zuzüglich einer
Spesenentschädigung in nicht genannter Höhe. Die SP liess sich ihr Präsidium
insgesamt CHF 80'000 pro Jahr kosten, wobei auf Co-Präsidentin Mattea Meyer (sp, ZH)
und Co-Präsident Cédric Wermuth (sp, AG) je CHF 35'000 Lohn und CHF 5'000 Spesen
entfielen. Am grosszügigsten war schliesslich die Mitte: Ihr Präsident Gerhard Pfister
(mitte, ZG) wurde von seiner Partei mit rund CHF 100'000 pro Jahr entschädigt; dieser
Betrag setzte sich zusammen aus einer Grundentschädigung, einer Spesenvergütung
und Sitzungsgeldern. Die Mitte war damit die einzige Partei, welche Sitzungsgelder
ausrichtete. Mitte-Generalsekretärin Gianna Luzio erklärte gegenüber der Aargauer
Zeitung, die Mitte gehe für ihr Präsidium von einem 60-Prozent-Job aus, und die
Entschädigung für Pfisters Vorgänger Christophe Darbellay (cvp, VS) bei der damaligen
CVP habe sich in einem ähnlichen Bereich bewegt.
Von der SVP erhielt die Zeitung bloss die Auskunft, dass Parteipräsident Marco Chiesa
(svp, TI) keinen Lohn, aber eine Spesenentschädigung bekomme; deren Höhe nannte die
SVP nicht. Laut der Aargauer Zeitung wird in der SVP allerdings gemunkelt, diese
Spesenentschädigung sei so hoch angesetzt worden, dass sie für mehr als nur die
Spesen reiche. Die Entschädigung ihres Präsidiums hatte bei der SVP – wie auch schon
bei anderen Parteien – für Diskussionen gesorgt, als sie Kandidaturen für die Nachfolge
von Albert Rösti suchte und schliesslich Chiesa fand. 3

Linke und ökologische Parteien

Die SP muste bei den Nationalratswahlen 2019 eine Niederlage einstecken und
erreichte – gemäss verschiedenen Zeitungen – die tiefste Parteistärke auf nationaler
Ebene seit Einführung des Proporzwalhrechts 1919. Die Partei verzeichnete in den
Nationalratswahlen 2019 einen Stimmenanteil von 16.8 Prozent. In der Tat war dies das
schlechteste Ergebnis der Partei seit 1919. Seit 2007 erreichten die Sozialdemokraten
stets eine Parteistärke von ca. 18/19 Prozent. Die SP verlor im Vergleich zu 2015 zwei
Prozentpunkte und vier Sitze (neu: 39 Sitze), blieb aber trotzdem die zweitstärkste
Partei im Nationalrat nach der SVP. 
Parteipräsident Christian Levrat (sp, FR) zeigte sich nicht zufrieden über das Resultat –
wie er gegenüber der Presse betonte. Er erklärte den Rückgang damit, dass die SP einen
Teil ihrer Wähler und Wählerinnen an die Grünen verloren habe. Weil diese Personen
ein starkes Signal für die Umwelt hätten setzen wollen, hätten sie trotz ähnlicher
Positionen die Grünen statt der SP gewählt, da die Grünen das «grün» bereits im
Namen hätten. Die SP sei somit von der Grünen Welle überrollt worden. Diese
Begründung teilte auch Priska Seiler Graf (sp, ZH) – Co-Präsidentin der SP Zürich. Daniel
Jositsch (sp, ZH) hingegen führte die Verluste auf die Vernachlässigung sozialliberaler
Positionen und die Aufgabe der Rolle als europapolitische Partei zurück. Juso-
Parteipräsidentin Ronja Jansen (BL, sp) äusserte schliesslich in der Presse
fundamentale Kritik an der Parteiposition und unterstrich, dass die SP zu stark in die
Mitte gerückt sei und die Menschen mit einer «lauwarmen Politik der Kompromisse»
nicht begeistern könne. 
Als Reaktion auf die Niederlage berichteten die Medien über einen möglichen Rücktritt
von Parteipräsident Levrat und spekulierten, dass dieser sein Amt im April 2020 – nach
12 Jahren – wohl abgeben werde. Levrat kommentierte diese Gerüche über seinen
Rücktritt in einem Interview im SonntagsBlick und betonte nur, dass die Partei diese
Frage ohne Zeitdruck diskutieren werde. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA

Nach den Erfolgen sowohl in den National- als auch in den Ständeratswahlen 2019
forderten die Grünen in den darauffolgenden Bundesratswahlen einen Bundesratssitz.
Zwar hatte Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE) am Wahlsonntag der eidgenössischen
Wahlen auf eine klare Aussage dazu verzichtet und lediglich angemerkt, dass die
Verteilung der Bundesratssitze nicht mehr passe. Am 22. November 2019 gab Rytz
jedoch ihre Kandidatur für die Bundesratswahlen offiziell bekannt. Man habe so lange
mit dem Entscheid gewartet – die Ankündigung von Rytz kam fast einen Monat nach den
Nationalratsergebnissen und drei Wochen vor den Bundesratswahlen –, da man in
Gesprächen mit den anderen Parteien die Wahlchancen abzuschätzen versucht habe,
erklärte Rytz gegenüber dem Tages-Anzeiger. Diese Gespräche seien positiv verlaufen,
woraufhin die Grünen den FDP-Sitz von Ignazio Cassis angriffen. Die FDP sei im
Bundesrat rechnerisch übervertreten, weshalb Rytz eine neue Zauberformel vorschlug,

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2019
GIADA GIANOLA
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gemäss der die beiden grössten Parteien SP und SVP je zwei Sitze und FDP, CVP und die
Grünen je einen Sitz haben sollten. Rytz betonte die Dringlichkeit einer Fortsetzung der
Klimaschutzdiskussionen und die entsprechende Unterstützung in der
Stimmbevölkerung. Aus diesem Grund sei der Anspruch der Grünen auf einen
Bundesratssitz gerechtfertigt, obwohl mit Ignazio Cassis ein Vertreter einer
sprachlichen Minderheit angegriffen werde. Man könne – so Rytz – nicht alle Ansprüche
befriedigen.
Die Zeitungen kommentierte diese verspätete Kandidatur von Rytz und ihren Start in
den Bundesratswahlkampf als misslungen. Die NZZ begründete die späte Bekanntgabe
damit, dass Rytz ihrer Ständeratskandidatur Priorität eingeräumt habe und folglich bei
einer Wahl in den Ständerat auf die Bundesratskandidatur verzichtet hätte. Stattdessen
hätte sich Rytz aus dem Ständeratsrennen nehmen und sich auf die Bundesratswahl
konzentrieren müssen – war sich die Presse einig. Als entsprechend klein schätzten sie
auch ihre Chancen, gewählt zu werden, ein, betonten dabei aber vor allem die
entscheidende Rolle der GLP-Fraktion auf einer Seite und der CVP-EVP-BDP-Fraktion
auf der anderen Seite. 

Am Tag der Wahl stellte sich neben den Grünen nur die Sozialdemokratische Fraktion
offiziell hinter die Forderung, die Zauberformel zu ändern und die grüne Kandidatin
Regula Rytz zulasten von FDP-Bundesrat Ignazio Cassis zu unterstützen. Im Rahmen der
parlamentarischen Debatte betonte SP-Fraktionspräsident Roger Nordmann (sp, VD),
dass die Zusammensetzung des Bundesrates mit einer Mehrheit von je zwei
Bundesratssitzen der FDP und der SVP aufgrund der Wahlerfolge der Grünen nicht
mehr repräsentativ sei für die Schweiz und das Parlament. Keine Unterstützung erhielt
Rytz von den übrigen Parteien. Die Grünliberale Fraktion entschied sich zwar für
Stimmfreigabe, was für einigen Unmut bei den Grünen sorgte. Einige GLP-Mitglieder
äusserten sich diesbezüglich im Tages-Anzeiger und erklärten, dass sie sich eine
gemeinsame Strategie mit den Grünen für einen Bundesratssitz gewünscht hätten.
Absprachen diesbezüglich hätten jedoch nicht stattgefunden. Auch von der CVP-
Fraktion erfuhren die Grünen keine Unterstützung, diese gab an, Ignazio Cassis zu
unterstützen. Nach den Wahlen äusserte sich Balthasar Glättli im Sonntags-Blick
kritisch gegenüber der CVP und stellte in Aussicht, dass die Grünen zukünftig auch den
Sitz von Viola Amherd angreifen könnten, falls die CVP keinen Beitrag zu einer
griffigeren Klimapolitik leiste. Da auch die FDP- und die SVP-Fraktion Ignazio Cassis
unterstützten, setzte sich dieser mit 145 Stimmen durch. Regula Rytz erhielt 82
Stimmen, 11 Stimmen entfielen auf Verschiedene. 

Im Zusammenhang mit der Forderung der Grünen nach einem Bundesratssitz
berichteten die Medien ausgiebig über eine neue Zauberformel und somit über eine
neue Zusammensetzung des Bundesrates. In einem Interview schlug SP-Parteipräsident
Christian Levrat (sp, FR) vor, den Bundesrat auf neun Mitgliedern zu erweitern; dies
gäbe mehr Spielraum, um die grossen Parteien angemessen in die Regierung zu
integrieren, die Regionen wären besser vertreten und die Bundesräte würden entlastet.
Altbundesrat Christoph Blocher schlug stattdessen vor, dass sowohl die SP als auch die
FDP zukünftig nur jeweils einen Sitz haben und stattdessen auch die Grünen und
Grünliberalen je einen Sitz erhalten sollten (sogenannte Formel Christoph Blocher: 2-1-
1-1-1-1). 5

Liberale Parteien

Die FDP verzeichnete in den Nationalratswahlen 2019 moderate Verluste. Die Partei
verlor 1.3 Prozentpunkte beim Wähleranteil (neu: 15.1 Prozent) sowie vier Mandate (neu:
29 Sitze) und blieb trotzdem die drittstärkste Kraft im Parlament – hinter der SVP und
der SP. 
Eines der Hauptthemen dieser Wahlen war das Klima, was sich bereits in den
kantonalen Erneuerungswahlen angekündigt hatte und wie die Erfolge der Grünen und
der Grünliberalen bestätigten. Dennoch brachten die neue Positionierung der FDP in
der Klimafrage und die Formulierung eines neuen entsprechenden Positionspapiers
keine Erhöhung des Wähleranteils und wirkte sich gemäss den Autoren und Autorinnen
des Wahlbarometerberichts sogar negativ auf den Formstand der Partei aus. Der
Freisinn profitierte somit wohl nicht von ihrem Kurswechsel, den Parteipräsidentin
Petra Gössi (fdp, SZ) laut Medien auch nicht als Wahlkampfmanöver verstanden wissen
wollte. Die Relevanz anderer Themen hatte sich bereits im Juni im Wahlbarometer
angekündigt; damals wollten die FDP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten die
Partei aber vor allem wegen Themen wie der Altersvorsorge und den Beziehungen zur
EU wählen. 

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA
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Für ihre Wahlkampagne verwendete die FDP neu den Slogan «Gemeinsam
weiterkommen», was so viel bedeute, wie «wir machen Politik von Menschen für
Menschen», wie Parteipräsidentin Petra Gössi Anfang Jahr im Blick erklärte. Während
der Wahlkampagne griff die FDP erneut ihre schon in den kantonalen Wahlen erprobte
Strategie «Door2Door» auf. Zudem lancierte sie eine spezielle Wahlkampagne auf
sozialen Medien – ein Novum für die Schweiz, wie der Tages-Anzeiger berichtete. Dazu
habe die FDP ihr Parteiprogramm in knackige Sätze aufgeteilt und diese auf
unterschiedliche Bildmotive gepackt, wie die Zeitung erklärte. Sodann kaufte die Partei
Facebook- und Instagram-Reichweite. Nachdem die Werbung eine Weile auf den
Kanälen kursiert war, wertete die FDP aus, welche Bilder funktionierten. Letztlich kaufte
die FDP Reichweite im grossen Stil, jedoch nicht mehr flächendeckend, sondern auf die
Nutzergruppe zugeschnitten, die zuvor besonders intensiv mit der jeweiligen Werbung
interagiert hatte.
In den Medien ebenfalls auf Aufmerksamkeit stiess die als historisch definierte
Listenverbindung zwischen der FDP und der CVP im Kanton Tessin, da die zwei Parteien
im Südkanton bisher traditionell die grössten Gegenspieler waren, wie die NZZ
betonte. 6

Bei den Bundesratswahlen 2019 bestätigte die FDP ihre zwei Sitze im Bundesrat:
Sowohl ihre bisherige Bundesrätin Karin Keller-Sutter als auch ihr bisheriger Bundesrat
Ignazio Cassis wurden wiedergewählt. Ignazio Cassis erzielte aufgrund der fehlenden
Unterstützung der SP und der Grünen 145 Stimmen, womit der Coup der Grünen, den
zweiten FDP-Sitz zu erobern und damit mit Regula Rytz (gp, BE) erstmals eine grüne
Bundesrätin zu verzeichnen, scheiterte. Der Widerstand der links-grünen Parteien
gegen Ignazio Cassis hatte sich schon früher abgezeichnet, etwa als SP-Parteipräsident
Christian Levrat (sp, FR) Cassis nur zwei Monaten nach dessen Wahl gemäss Medien als
«Praktikanten» bezeichnet hatte. 
Die Medien spekulierten nach den Bundesratswahlen über einen möglichen
Departementswechsel von Ignazio Cassis, zumal der Tessiner Bundesrat von vielen
Seiten für seine Verhandlungsweise mit der EU bezüglich des institutionellen
Rahmenabkommens kritisiert wurde. Trotz dieser Kritik blieb Cassis weiterhin
Vorsteher des EDA.
Auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter erzielte – so die NZZ – ein relativ schlechtes
Ergebnis: Sie erhielt 169 Stimmen. Die Zeitung vermutete, dass hinter dieser niedrigen
Stimmenzahl SVP-Vertreterinnen und -Vertreter steckten, die an ihrer Stelle den
Namen von FDP-Nationalrat Marcel Dobler (fdp, SG) auf den Stimmzettel geschrieben
hätten – Marcel Dobler erhielt 21 Stimmen. Seit Langem würden somit bei den
Bundesratswahlen erstmals wieder «solche Spiele»  gespielt, kritisierte die NZZ. 
Vor den Bundesratswahlen hatte sich FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ)
gegenüber den Medien zu einem möglichen grünen Bundesratssitz geäussert. Demnach
müssten sich die Grünen zuerst auf allen Ebenen etablieren und Beständigkeit in ihren
Resultaten zeigen, bevor sie einen Bundesratssitz fordern könnten. Zudem sollten die
Grünen die SP-Bundesratssitze angreifen, weil sie auf deren Kosten in den National-
und Ständeratswahlen so stark zugelegt hätten. Die FDP sei zwar bereit, über andere
mögliche Zusammensetzungen des Bundesrates zu diskutieren, ein Konkordanz-Gipfel,
wie ihn CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) vorgeschlagen hatte, sei jedoch
unnötig. Die FDP-Parteipräsidentin nannte denn auch zwei Möglichkeiten, wie eine
neue Zusammensetzung des Bundesrates herbeigeführt werden könne: durch einen
Verzicht auf Ersatzwahlen bei Rücktritten in der zweiten Hälfte der Legislatur sowie
durch eine Verschiebung der Bundesratswahlen auf zwei Jahre nach den
Parlamentswahlen, womit die Parteien mehr Zeit für die Diskussionen untereinander
hätten. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2019
GIADA GIANOLA

Ca. 8 Monate vor den eidgenössischen Wahlen 2019 versuchte FDP-Parteipräsidentin
Petra Gössi (fdp, SZ) den Kurs der FDP bezüglich der Klimafrage und des CO2-
Gesetzes zu ändern und löste damit eine interne Diskussion über diese Frage aus.
Ausgangspunkt der Kursänderung war die Meinungsänderung der FDP bezüglich einiger
konkreter Aspekte des CO2-Gesetzes, nachdem dieses unter Opposition der Linken
und der SVP in der Wintersession 2018 im erstberatenden Nationalrat abgelehnt
worden war. So zum Beispiel sei die Partei nicht mehr gegen die Flugticket-Abgabe, so
Gössi. Auch für ein Inlandziel, also die Festlegung eines Wertes der angibt, wie hoch die
Verminderung der CO2-Emissionen in der Schweiz sein muss, könnte die FDP Hand
bieten, wenn dadurch ein breiter Kompromiss geschaffen werden könne. Kurz vor dem

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2019
GIADA GIANOLA
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Interview mit der FDP-Parteipräsidentin im Tages-Anzeiger hatte sich die vorberatende
UREK-SR mit Unterstützung von FDP-Vertreterinnen und -Vertretern bereits für ein
Inlandziel ausgesprochen. Einige FDP-Politiker, wie zum Beispiel die Ständeräte Thomas
Hefti (fdp, GL) und Ruedi Noser (fdp, ZH) befürworteten den Einsatz der Partei für einen
stärkeren Schutz des Klimas. So sass der Zürcher Ständerat beispielsweise im Komitee
der Gletscherinitiative, während der Glarner gegenüber der NZZ betonte, dass das
Klima zu schützen richtig und wichtig sei. Andere Parteimitglieder, wie zum Beispiel
Christian Wasserfallen (fdp, BE) zeigten sich gegenüber einzelnen Aspekten des neuen
CO2-Gesetzes, wie der Flugticketabgabe, eher skeptisch. Gössi betonte, dass die Partei
bereit sei, Kompromisse bei der Revision des CO2-Gesetzes einzugehen und vor allem
allgemein eine aktivere und wirksamere Klimapolitik wollte. Gegenüber dem Tages-
Anzeiger betonte die Parteipräsidentin zudem, dass das vermehrte Engagement der
Partei für die Klimapolitik keine Wahltaktik sei. Das Klima sei ein Thema, das die
zukünftigen Generationen stark betreffe, deswegen müsse sich auch die FDP diesem
Thema widmen.
Um die Meinung der Parteibasis über die Umweltpolitik einzuholen, führte die Partei
eine Umfrage bei ihren Parteimitgliedern durch, in der sie unter anderem erfragten,
welches Gewicht die Mitglieder dem Klimawandel im Vergleich zu Themen wie der
Altersvorsorge oder den Gesundheitskosten zuschrieben, ob der Mensch einen Einfluss
auf das Klima habe und ob die Befragten strengere Vorschriften beim Klimaschutz oder
mehr Eigenverantwortung befürworteten. Dies sei jedoch keine Urabstimmung, betonte
Parteipräsidentin Gössi, die Resultate seien somit nicht direkt bindend für die
Bundeshausfraktion. Die Idee einer solche Umfrage wurde schon von Gössi gegenüber
dem Tages-Anzeiger im Februar 2019 geschildert. Trotz der Einbindung der Basis
äusserte die Presse unter anderem Kritik am Stil Gössis: Sie habe die Klimawende
parteiintern nur im engsten Kreis abgestimmt, aber weder die Vizepräsidentinnen und
-präsidenten noch die für das CO2-Gesetz zuständigen Kommissionsmitglieder
konsultiert. 
Die Ergebnisse der Befragung, welche der Sonntags-Blick Ende April 2019 publizierte,
zeigten, dass 78 Prozent der insgesamt 14'198 Befragten der Meinung waren, die FDP
solle sich künftig mehr für den Klima- und Umweltschutz engagieren. Weitere 68
Prozent der Befragten befürworteten die Förderung des CO2-freien Verkehrs auf der
Strasse, 73 Prozent der Befragten sprachen sich für eine Flugticketabgabe und 59
Prozent der Befragten für die Förderung von Subventionen für erneuerbare Energien
aus. Diese Resultate präzisierte die NZZ ein paar Tage später: Zwar sei der
Umweltschutz für die FDP-Mitglieder ein wichtiges Thema, was bei der
Berichterstattung zur Umfrage jedoch gefehlt habe, sei, dass die Parteimitglieder die
Gesundheitskosten, die Altersvorsorge und die Beziehungen zur Europäischen Union als
noch wichtiger einschätzten. Die FDP hätte die Umfrage nicht veröffentlichen wollen,
so dass zum Schluss nur einzelne Resultate – aus dem Zusammenhang gerissen –
publiziert worden seien. 
Basierend auf diesen Ergebnissen und der breiten Unterstützung der Parteibasis zur
Klimafrage verfassten die Begleitgruppe, die Fachkommission Umwelt und Energie
inklusive der Mitglieder der UREK, der FDP-Vorstand und die Konferenz der
kantonalen Parteipräsidenten (PPK) ein neues Positionspapier, das bei der
Delegiertenversammlung vom Juni 2019 deutlich gutgeheissen wurde. Das Papier
umfasste die neue Ausrichtung der FDP in Bezug auf Klima und Umwelt, die sich auf
verschiedene freisinnige Grundsätze wie Fortschritt, Forschung und Innovation,
Eigenverantwortung und Lenkungsmassnahmen stützte. Die Grundsätze wurden dann
auf vier zentrale Bereiche der Gesellschaft, nämlich Natur/Landschaft, Wohnen,
Arbeit/Bildung und Verkehr, angewendet, wobei pro Bereich verschiedene
Massnahmen geschildert wurden. Der neue Kurs der Partei und das neue
Positionspapier würden für Wasserfallen und die anderen Kritiker schwer zu verdauen
sein – wie der SonntagsBlick Ende Juni 2019 schrieb. Ob die ganze Fraktion im
Parlament den Beschlüssen über die Klimapolitik folgen wird, war eine offene Frage; für
Fraktionschef Beat Walti verfügte die FDP jetzt zumindest über eine Grundlage und
eine Legitimation, klimafreundlichere Entscheidungen auch im Parlament zu treffen. 8
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